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DOSSIER

EU-VERFASSUNG

Die nächste kommt 
bestimmt!
Raymond Klein

Ein Buch über die linken Debatten 
zur europäischen Verfassung 
gewinnt eine neue Aktualität. 
Eurokrise und institutionelle 
Reformen werfen erneut die Frage 
nach den europapolitischen Zielen 
auf.

Deutsch-französischer Streit, bri-
tische Austritts-Drohung, schwierige 
Verhandlungen über den langfristigen 
Haushalt - die europapolitische Tages-
aktualität könnte vergessen lassen, 
dass auf dem Höhepunkt der Krise 
ehrgeizige politische Ziele den Poli-
tikern ins Auge gefasst wurden: Die 
EU sollte stärker zusammenwachsen 
und dabei sozialer und politischer 
werden. 

Gemeinsam dagegen

Die kühnsten Befürworter eines 
föderalen Europa forderten einen Kon-
vent, der, wie Anfang des vergange-
nen Jahrzehnts, einen neuen europä-
ischen Vertrag ausarbeiten sollte. Die 
Kommission und der Ratsvorsitzende 
Herman Van Rompuy legten immer-
hin im Dezember „Roadmaps“ vor, 
die ein eigenständiges EU-Budget und 
neue wirtschaftspolitische Aufgaben 
vorsahen. Zwar schoben die Staats- 
und Regierungschefs diese Vorhaben 
beim darauffolgenden EU-Gipfel auf 
die lange Bank, doch bei der nächs-
ten politischen oder wirtschaftlichen 
Erschütterung wird die Idee wie-
der auf der Tagesordnung stehen: 
Die europäische Integration muss 
vorangehen, damit die Union nicht 
auseinanderbricht.

Die europäischen Linksparteien 
müssen spätestens dann, wenn eine 
solche Erneuerung des EU-Vertrags 
ansteht, sich dazu durchringen, Positi-
on zu beziehen. Wieder einmal, muss 
man hinzusetzen, denn als nach 2003 
der europäische Verfassungsvertrag 
vorlag, verliefen die linken Diskussi-
onen in den einzelnen Ländern und 
untereinander keineswegs geradlinig. 
Das 86-seitige Buch „Der EU-Verfas-
sungsvertrag und die Positionen lin-
ker Parteien“ von Sascha Wagener 
verschafft einen Überblick über die 
damaligen Debatten. Und hilft verste-
hen, warum die EU-Linke, über die 
simple Ablehnung wirtschaftspoliti-
scher Grausamkeiten wie des Stabili-
tätspakts hinaus, nicht wirklich über 
eine gemeinsame europapolitische 
Strategie verfügt.

Im ersten Teil des Buches wird die 
Europa-Beziehung der Linken vom 
Eurokommunismus der 1970er bis zur 
Ablehnung des Verfassungsvertrags 
2005 länderübergreifend beleuchtet. 
Der zweite Teil geht im Detail auf die 
Haltung der 2004 im Europaparla-
ment vertretenen linken Parteien ein. 

Interessanterweise ähneln sich 
die von Sascha Wagener aufgeführ-
ten Argumente der verschiedenen 
Parteien ziemlich stark. Die größten 
Unterschiede findet man bei der Ein-
schätzung, ob der Verfassungstext der 
europäischen Demokratie zuträglich 
sei. So befand die dänische „Sozia-
listische Volkspartei“ (SF), die insti-
tutionellen Neuerungen würden die 
Union demokratischer und flexibler 
machen. Demgegenüber konzentrier-
te sich die traditionell europafreund-

liche deutsche PDS auf Schwächen 
des Textes, wie die Relativierung der 
Grundrechtecharta oder die noch im-
mer ungenügenden Rechte des Euro-
paparlaments. Auch die „Partei der 
italienischen Kommunisten“ (PdCI), 
die neben der SF als einzige für ein 
Ja zur Verfassung eintrat, konzentrier-
te ihre Kritik auf einzelne unbefriedi-
gend gelöste institutionelle Aspekte.

In fast allen Parteien spielte das 
Argument der Militarisierung der EU 
eine wichtige Rolle. In der Tat enthal-
ten der Verfassungstext und der später 
angenommene Vertrag von Lissabon 
mehrere Passagen zur militärischen 
Zusammenarbeit, die unter anderem 
Interventionen im Rahmen der Nato 
ohne reguläres Uno-Mandat ermögli-
chen würden. Die Abgrenzung gegen-
über dem US-Imperialismus scheint 
ein wichtiges Identifikationsmerkmal 
für die Linke darzustellen. So kri-
tisierte die PdCI, die europäischen 
Streitkräfte seien durch den Bezug 
auf die Nato „den USA untergeordnet 
und nicht eigenständig“. In ähnlicher 
Weise verbinden auch EU-kritische 
Parteien ihre Forderung nach einem 
„anderen Europa“ mit der Notwendig-
keit, ein Gegengewicht zum Hegemo-
nialbestreben der USA zu bilden.

Dank dem Neoliberalismus

Doch war es die Kritik an dem 
neoliberalen Charakter der europäi-
schen Integration, die über die Gren-
zen der radikalen Linken hinweg eine 
breite Mobilisierung gegen die Verfas-
sung ermöglichte. Die französische 
kommunistische Partei (PCF) zum 

Beispiel begründete 2004 ihre Ableh-
nung so: „Europa würde für lange 
ein Raum der Konkurrenz zwischen 
den Völkern werden. (...) Dieses ult-
raliberale Verfassungsprojekt würde 
jede Hoffnung auf ein soziales Europa 
zunichte machen. Ein neuer Vertrag 
muss angegangen werden.“

Vermutlich ermöglichte die all-
gemeine Sorge, durch ein Ja zur 
Verfassung werde eine neoliberale 
Politikausrichtung demokratisch le-
gitimiert oder sogar unabänderlich 
festgeschrieben, dass sich viele lin-
ke Parteien und Bewegungen unter 
dem Banner des Nein versammelten. 
Dabei blieb allerdings ungeklärt, auf 
welcher Ebene gegebenenfalls ein 
Politikwechsel möglich und wün-
schenswert wäre: So argumentierten 
zum Beispiel die skandinavischen 
Verfassungskritiker, die in der Verfas-
sung vorgesehene stärkere Integration 
bedrohe die sozialen Errungenschaf-
ten in ihren Ländern. Die italienische 
„Partito della Rifondazione Comunis-
ta“ (PRC) dagegen befürwortete eine 
europäische Integration, die aber zu 
einem „Ausstieg aus der neoliberalen 
Politik“ führen müsste.

Auf europäischer Ebene verkann-
ten die linken Kräfte, wie auch große 
Teile der Öffentlichkeit, die Brisanz 
der 2001 eingeleiteten Verfassungs-
diskussion. Sascha Wagener schreibt: 
„Die Linke (...) war im Konvent nicht 
als politische Kraft erkennbar“, und 
führt dieses Faktum unter anderem 
darauf zurück, dass ihre beiden Ver-
treter, die eher EU-freundliche Sylvia-
Yvonne Kaufmann (PDS) und der 
europaskeptische Finnländer Esko 
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Waren die Anhänger des Nein wirklich nur 
souveränistische Dinosaurier? Ein Teil der 
Linken hofft auf das Ableben der EU, doch 
ein anderer setzt auf das Aussterben der 
Nationalstaaten.

DOSSIER

Seppännen, entgegengesetzte Positio-
nen einnahmen.

Die linke Fraktion im Europapar-
lament („Groupe confédéral de la 
gauche unitaire européenne / Nordic 
Green Left“, GUE/NGL) ließ sich für 
ein eindeutiges Votum bis Anfang 
2005 Zeit: Mit Ausnahme von Kauf-
mann stimmte keiner ihrer Abgeord-
neten für den Verfassungsvertrag. 
Doch trotz dieser scheinbaren Ein-
stimmigkeit auf europäischer Ebene 
vermittelt die Darstellung der Positi-
onen der einzelnen Parteien in dem 
Buch einen anderen Eindruck, näm-
lich den eines taktischen „Nein“, dem 
kein Konsens über eine europäische 
Strategie entsprach.

Sascha Wagener, der Autor des 
Buches, hat die dargelegten Debatten 
als PDS-Mitglied miterlebt. Er ist, wie 
viele unserer Leser wissen, Anfang 
2011 bei einem Unfall ums Leben ge-
kommen. So konnte er die als Reak-
tion auf die Eurokrise losgebrochene 
institutionelle Flucht nach vorn nicht 
miterleben, die seiner erst jetzt veröf-
fentlichten Magisterarbeit von 2006 
eine neue Bedeutung verleiht.

Wer mit ihm befreundet war und 
das Buch liest, wird unwillkürlich 
denken, dass er über diesen oder 
jenen Aspekt gerne mit Sascha dis-
kutiert hätte - vielleicht in einem 
lärmigen Café, vielleicht auch bei ei-
nem Waldspaziergang. Weil das Buch 
einen wissenschaftlichen Anspruch 

hat, hat sich der Autor zurückgehal-
ten – umso stärker empfindet man 
den Mangel, mit ihm nicht mehr da-
rüber reden zu können. Doch seiner 
Abwesenheit im Hier und Jetzt steht 
eine Präsenz im Buchtext gegenüber. 

Tolerant und scharfsinnig, be-
findet er: „Ohne den Europäischen 
Verfassungsvertrag hätte es keine 
transnationale Debatte gegeben, die 
die Positionen der linken Parteien 
vergleichbar machte.“ Als eifriger 
Reisender - er kam viel in Europa he-
rum und hatte Freunde von Spanien 
über die Festung Königstein bis nach 
Moldavien - hatte er beste Vorausset-
zungen, die Vielfalt der Denkweisen 
innerhalb der verschiedenen linken 
Parteien wiederzugeben. Und auch 
sein nicht immer politisch korrekter, 
aber nie bösartiger Humor scheint in 
seinem Buch öfter auf – zum Beispiel 
in der Versicherung, dass mit der Ent-
scheidung, „weder geschlechtsneutra-
le Sprachformulierungen im Fließtext 
noch dänische Sonderzeichen im Lite-
raturverzeichnis zu verwenden, kei-
nerlei diskriminierenden Absichten 
einhergehen“.

Ja-Nein gegen Nein-Nein

Die Zerrissenheit der Linken in 
europapolitischen Fragen - etwas, das 
Sascha gewiss bedauerte - wird vor 
allem in der „Abschließenden Bewer-
tung“ am Ende des Buches deutlich. 

Der Autor unterteilt die 17 Parteien 
aus 13 verschiedenen Ländern nicht 
einfach in Befürworter und Gegner 
des Verfassungsvertrag. Zusätzlich 
bewertet er die „generelle Bereit-
schaft, einem ‚anderen‘ oder ‚bes-
seren‘ Vertrag zuzustimmen“, sowie 
die Haltung zur EU-Mitgliedschaft des 
eigenen Landes. Nach dieser Eintei-
lung ergeben sich vier Gruppen, und 
man versteht, dass der tiefere Riss in 
europapolitischen Fragen quer durch 
das Lager der Verfassungskritiker 
geht: Auf der einen Seite findet man 
Parteien wie PRC, PDS und PCF, die 
eine Verfassung grundsätzlich nicht 
ablehnen, den vorliegenden Entwurf 
aber für schädlich oder zumindest 
unzureichend halten. Ihnen stehen 
linke Gegner einer stärkeren europä-
ischen Integration aus Portugal, den 
Niederlanden und Irland gegenüber, 
zusammen mit Austritt-Befürwortern 
aus Griechenland, Schweden und 
Dänemark.

Sascha Wagener führt diese Un-
terschiede auf „sich grundsätzlich wi-
dersprechende Ansätze“ zurück, die  
er bereits für die jüngere Geschichte 
der kommunistischen Linken  nach-
zuweisen versucht. Diese Parteien 
waren nach 1945 in ihrer Fixierung 
auf den Nationalstaat eher EU-feind-
lich eingestellt, eine Position, die der 
Eurokommunismus nicht veränderte, 
sondern eher noch verstärkte: Der 
Versuch, „die Integration ihrer Partei-

en in das jeweilige politische System 
zu vervollständigen“ und einen nati-
onalen - statt sowjetischen - Weg in 
den Sozialismus zu finden, führte zu 
einer stärkeren Ausdifferenzierung 
zwischen den Eurokommunisten. 

In den 1980er Jahren kam es zu 
einer Polarisierung zwischen zwei eu-
ropapolitischen Strategien: „Die (itali-
enische) PCI sah angesichts der wirt-
schaftlichen Verflechtungen einen 
nationalstaatlichen Weg zum Sozia-
lismus als unmöglich an und förderte 
einen supranationalen Raum in Form 
der europäischen Integration. Für die 
PCF verkörperte die EWG hingegen 
die Interessen der Monopole und der 
multinationalen Unternehmen, deren 
Einfluss es durch nationale Politik 
aus der Binnenwirtschaft des Staates 
herauszudrängen gelte.“ 

Nach 1989 veränderte sich die 
Position der PCF, sie gründete unter 
Mitwirkung von PDS und PRC die 
Gauche unitaire européenne (GUE). 
In der Gründungserklärung bekannte 
sich die neue Gruppierung „zur eu-
ropäischen Integration, nicht aber zu 
den bestehenden Institutionen“. Ko-
operation in Europa sollte „in einer 
anderen Form als dem bestehenden 
Modell“ angestrebt werden. Zwar war 
eine Mehrheit der GUE/NGL-Fraktion 
im Europaparlament für eine stärkere 
Integration, es konnte aber mit den 
Gegnern einer solchen keine Einigung 
geben. Infolgedessen ist es bis heute, 
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Mosaik der Strategien
Raymond Klein

dend für das seit 2009 bestehende 
Linksbündnis „Front de gauche“. 
Zum einen hat das Parteienbündnis 
mehrere Wahlerfolge zu verzeichnen - 
zuletzt das beachtliche Ergebnis von 
Mélenchon bei den Präsidentenwah-
len. Zum anderen existiert zum ersten 
Mal seit dem Niedergang des PCF eine 
stabile politische Kraft links vom PS. 

Dennoch steht das Bündnis vor 
großen Herausforderungen, und dies 
umso mehr, als es der rot-grünen Re-
gierung verweigert hatte, ohne sich 
aber deshalb in die Fundamental-
opposition drängen zu lassen. Immer 
wieder wird darüber spekuliert, ob 
der PCF - dessen Wählerschaft sich 
stabilisiert hat - das Bündnis verlas-
sen könnte, um zum Beispiel im Vor-
feld der kommenden Gemeindewah-
len mit dem PS gemeinsame Sache 
zu machen. Demgegenüber könnte 
sich im FDG und links davon eine ra-
dikale Allianz der Verweigerer bilden. 
Dazwischen findet man den Parti de 
gauche, dessen Vorsitzender Mélen-
chon versucht, mit einer Mischung 
aus anspruchsvollen Reformvorschlä-
gen und harscher Kritik an den Sozi-
aldemokraten ein Gleichgewicht zu 
wahren. Doch es scheinen die ein-
seitige Kritik und die verbalen Exzes-
se Mélenchons gewesen zu sein, die 
Marc Dolez, Mitbegründer der Partei, 
zum Austritt gebracht haben.

Auch die europapolitischen Posi-
tionen der französischen Linken sind 
unklar. Der PCF-Europaabgeordnete 
Patrick Le Hyaric hat zum Beispiel 
ein Buch für das „Europa der Völker“ 
und gegen die „Bedrohung“ des Sta-
bilitätspakts veröffentlicht, sieht dies 
aber als Appell, einen „Prozess der 
Neugründung Europas“ einzuleiten. 
Mélenchon entpuppt sich beim ge-
nauen Zuhören als überzeugter Inter-
nationalist, doch sein Interesse und 
das seiner Anhänger gilt mindestens 
ebenso sehr den Entwicklungen in 
Lateinamerika wie denen jenseits von 
Rhein, Alpen und Pyrenäen.

Dass die europäische Linke noch 
immer unter dem Verdacht steht, an-
tieuropäisch zu sein, hat mehrere 
Gründe. Während der Mobilisierung 
für das Nein zur EU-Verfassung wur-
de kein besonderer Wert darauf ge-
legt, sich von Rechtspopulisten und 
Nationalisten abzugrenzen - was 
zum Beispiel im Falle der offen sou-

veränistischen niederländischen SP 
auch schwierig gewesen wäre. Doch 
das Nein zum Vertrag als ein Nein 
zu Europa zu werten, wird der Re-
alität nicht gerecht. Lange vor 2005 
gab es linke Warnungen und Kritik 
am neoliberalen Kurs der EU. Einem 
Verfassungs-Projekt die Unterstützung 
zu verweigern, das diesen Kurs nicht 
oder ungenügend korrigiert, kann 
man den Linken nicht gut vorwerfen - 
selbst wenn, wie die Position von 
PDCI und SF zeigt, das Nein nicht die 
einzige Option war. 

Europa anders, aber wie?

Hinzu kommt, dass die Krise mitt-
lerweile enthüllt hat, wie europäisch 
die damaligen Befürworter wirklich 
denken und handeln: Wichtiger als 
der europäische Geist waren Nicolas 
Sarkozy die französische Souveräni-
tät, Angela Merkel die deutsche Fi-
nanzorthodoxie und Jean-Claude Jun-
cker das Vetorecht in Fiskalfragen.

Doch die Krise hat sicherlich auch 
die anti-europäischen Kräfte inner-
halb der Linken gestärkt, ob sie nun 
den Euro, die EU oder übernationale 
Strukturen insgesamt ablehnen. Eine 
hierauf aufbauende Europa-Strategie 
hätte den Vorteil, dass man sich da-
mit gegenüber Sozialdemokraten und 
Grünen profilieren könnte. Ein Teil 
der linken Parteien wird vermutlich 
diesen Weg, verbunden mit einer Ra-
dikalisierung und einer Rückbesin-
nung auf klassenkämpferische Analy-
sen, wählen. 

Andere Ansätze zielen darauf ab, 
zum geplanten ordoliberalen „poli-
tischen Europa“ ein Gegenprojekt zu 
entwickeln. Doch der Konsens gegen 
den neoliberalen Kurs, der das Nein 
zur Verfassung als gemeinsamen Nen-
ner ermöglichte, taugt nicht als Basis 
für eine positive gemeinsame Strate-
gie. Interessant an einer „alternativen 
Verfassung“ wäre, dass sie Sozialde-
mokraten und Grüne unter Zugzwang 
bringen und auf diese Weise eine 
strategische Kooperation zwischen 
den Akteuren links von der Mitte ein-
leiten könnte. Der Preis aber - Aus-
grenzung einer ganzen Reihe von klei-
neren, die Integration ablehnenden 
Parteien - dürfte den europafreundli-
chen „Großen“ zu hoch sein.

Fast zehn Jahre nach der 
Verfassungsdebatte verfügt die 
Linke immer noch nicht über eine 
europapolitische Strategie. Zwar 
ist sie, wie in Frankreich, stärker 
geworden, doch die Positionen 
der einzelnen Parteien bleiben 
widersprüchlich.

„Abzuwarten bleibt, wem diese 
Hoffnung nützt“, mit diesen Worten 
schließt das nebenstehend bespro-
chene Buch, ein skeptisches Echo auf 
die Erklärung der PCF-Vorsitzenden 
am Tag nach dem französischen Re-
ferendum: „Heute erhebt sich große 
Hoffnung.“ Zwar wurde durch das 
französische Nein das Prestige der EU-
Institutionen dauerhaft erschüttert, 
doch die Festschreibung des neolibe-
ralen Kurses im Vertrag von Lissabon 
konnte nicht verhindert werden. Ent-
täuscht wurde auch die Erwartung, 
die gelungene Mobilisierung für das 
Nein werde zu einem europaweiten 
Linksruck führen.

Front de gauche

Genützt hat die Post-Nein-Hoff-
nung den linken Parteien allenfalls 
in einigen Ländern, auf europäischer 
Ebene ist die Linke nach wie vor 
weit davon, eine Gesamtstrategie zu 
entwickeln. Sieht man sich die Web-
sites an, so erscheint die auf europä-
ische Tagespolitik ausgerichtete GUE/
NGL-Fraktion durchaus als lebendige 
Struktur. Die „Europäische Linkspar-
tei“ dagegen dümpelt eher vor sich 
hin, obwohl sie eine einheitliche 
Integrations-freundliche Ausrichtung 
hat und ihr Sinn eigentlich in der Auf-
gabe liegt, die Parteistrukturen unter-
einander zu vernetzen. Doch sind es 
vor allem die deutsch-französischen 
Beziehungen, die gepflegt werden, 
wie die gemeinsame Erklärung zum 
Elyséevertrags-Jubiläum zeigte. Und 
auch hier dürfte es sich eher um ei-
nen Schulterschluss auf höchster Ebe-
ne handeln - insbesondere zwischen 
Oskar Lafontaine und Jean-Luc Mélen-
chon - und weniger um die Herausbil-
dung einer neuen, deutsch-französi-
schen linken Identität.

Im Rückblick waren die Verfas-
sungsdiskussion in Frankreich und 
der entstandene Riss im sozialdemo-
kratischen Lager sicherlich entschei-

abgesehen von Einigkeit im „Nein“ 
zum Verfassungsvertrag, bei unver-
bindlichen Formulierungen zu den 
europäischen institutionellen Fragen 
geblieben. 

Dass Sascha Wagener der Mei-
nung war, man solle „die ökono-
mische Transformation zum Sozi-
alismus“ auf europäischer Ebene 
anstreben, kann man in seiner Ma-
gisterarbeit nur zwischen den Zei-
len lesen. In einem Blog-Beitrag von 
Juni 2005 hat er sich unter dem Titel 
„Europa in schlechter Verfassung“ 
deutlicher positioniert: „Eine Verfas-
sung ist kein Wert an sich. Es kommt 
auf die Inhalte an.” Der vorliegende 
Entwurf enthalte sinnvolle Ansätze, 
werfe aber „durch seinen neolibera-
len Charakter und seine militärischen 
Inhalte Schatten“ und sei deshalb ab-
zulehnen. Dennoch war er der Mei-
nung, Europa benötige aus Gründen 
des institutionellen Rahmens und der 
Demokratie eine Verfassung und die 
Linke könne nicht mehr überwiegend 
nationalstaatlich räsonnieren: „Will 
die Politik ihre Handlungsfähigkeit im 
Zeitalter der Globalisierung zurück-
gewinnen, braucht sie über den her-
kömmlichen Nationalstaat hinausge-
hende Kooperationsgebilde.“

Der EU-Verfassungsvertrag und die 
Positionen linker Parteien, Sascha Wagener, 
Universitätsverlag Potsdam 2012


